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Mit 01.01.2016 wurde im Rahmen des Steuerreformgesetzes eine neue 

Registrierkassenpfl icht für Barumsätze in Österreich eingeführt. Jetzt, mit 

01.04.2017 wird diese Verpfl ichtung mit der etwas sperrigen Registrierkas-

sensicherheitsverordnung, kurz RKSV noch einmal verschärft. Die seitens 

des Finanzministeriums eingeplanten Mehreinnahmen aus der Registrier-

kassenpfl icht für das Budget wurden bis dato bei weitem nicht erreicht. 

Die praktische Umsetzung aller Maßnahmen stellt für viele Unternehmer 

einen erheblichen Zusatzaufwand dar. In einem umfassenden Artikel von 

Herrn StB Mag. Thomas Fritzenwallner fi nden Sie in dieser Ausgabe der 

Steuern&Trends nochmals alles Wissenswerte zu diesem Thema.

In welchen Fällen es bei einer Gewinnausschüttung einer Kapitalgesell-

schaft zu einer Kapitalertragssteuerbelastung von 37,93 % kommen kann, 

erfahren Sie in einem Beitrag von Herrn StB MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M. 

und Frau Mag. Daniela Hendl. Auch in der Umsatzsteuer gibt es vor allem 

für die Kleinunternehmer ab 01.01.2017 wichtige Änderungen, worüber wir 

Sie gerne informieren dürfen.

Sehr schwierig in der Praxis umsetzbar ist im Bereich der Lohnverrechnung 

der Entfall der täglichen Geringfügigkeitsgrenze sowie die Regelung, nach 

welcher Aushilfen für 18 Tage pro Jahr abgabenfrei beschäftigt werden 

können – wir haben bereits darüber berichtet. In dieser Ausgabe dürfen 

wir aufgrund der vielen Nachfragen diese Themen nochmals darstellen.

Neben aller fachlichen Information, fi nden Sie in der vorliegenden 

Ausgabe auch wieder viele Neuigkeiten rund um unserere Mitarbeiter 

und Kollegen und wir dürfen Ihnen viel Spaß beim Lesen dieser 

Steuern&Trends wünschen.

STB MAG. JULIAN HOLLEIS

Editorial 

Mag. Thomas Fritzenwallner
Steuerberater, Geschäftsführer

Heinrich Fritzenwallner
Steuerberater

Mag. Bernd Maier
Steuerberater - Kooperationspartner



steuern und trends 3

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Seite 4 – 5  Verschärfung Registrierkassenpflicht ab 01.04.2017

Seite 6 – 7 Übernommene KESt bei Gewinnausschüttung

Seite 8  Wichtige Änderung bei Kleinunternehmern 

 in der Umsatzsteuer ab 01.01.2017

Seite 9 – 11  Personalverrechnung

Seite 12 –13  Raiffeisenbanken Oberpinzgau bündeln ihre Kräfte

Seite 14 Wissensabend „KMU & Family Business“

 in der Raiffeisenbank Bramberg

Seite 15 Gruber & Partner

INHALT

Fritzenwallner – Gandler Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft mbH
Geschäftsführer: Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner, Stb. Hermann Gandler und Stb. Mag. Julian Holleis
5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344, T. 06565 6598, F. 06565 6598 450
5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b, T. 06562 48658, F. 06562 48658 440
office@fritzenwallner-gandler.at, DVR: 4016357

Gruber & Partner Unternehmensberatung GmbH 
Geschäftsführer: Bernhard Gruber, Akademischer Unternehmensberater, CMC, CSE
5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344, T. 06565 2091, F. 06565 2091 460
5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b, F. 06562 48658 440
office@gruber-partner.at

Pülzl - Fritzenwallner - Gandler Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft mbH 
Geschäftsführer: StB. Mag. Thomas Fritzenwallner
5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b, T. 06562 48658, F. 06562 48658-440
office@wt-pfg.at

MMag. Dr. Peter Pülzl, 
MAS (European Law), LL.M.
Steuerberater - Kooperationspartner

Hermann Gandler
Steuerberater, Geschäftsführer

Mag. Julian Holleis
Steuerberater, Geschäftsführer



steuern und trends4

VERSCHÄRFUNG REGISTRIERKASSENPFLICHT AB 01.04.2017
WEBSITE BMF: WWW.BMF.GV.AT, STEUERN/SELBSTSTAENDIGE-UNTERNEHMER/REGISTRIERKASSEN

Seit 2016 müssen alle Betriebe, welche einen Jahresumsatz von mehr als € 15.000,– erzielen und 
deren jährliche Bareinnahmen (Bargeld, Kreditkarten, Bankomatkarten) € 7.500,– übersteigen, 
eine Registrierkasse zur Erfassung ihrer Bareinnahmen verwenden. Zusätzlich müssen für 
Zeiträume ab 01.04.2017 diese Registrierkassen mit einer sogenannten Signatur- oder Siegeler-
stellungseinheit (Sicherheitseinrichtung) ausgestattet sein. Aufgabe dieser Sicherheitseinrich-
tung ist es, den einzeln erzielten und erfassten Barumsatz zu verschlüsseln und unveränderbar 
in der Registrierkasse – genauer im Datenerfassungsjournal (Kassenjournal) – abzuspeichern.

Unter Registrierkasse versteht man jedes elektroni-
sche Aufzeichnungssystem, das zur Losungsermitt-
lung bzw. Dokumentation einzelner Bareinnahmen 
eingesetzt wird. Als Registrierkasse können auch 
serverbasierte Aufzeichnungssysteme, Waagen und 
Taxameter mit Kassenfunktionen dienen.

Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen hat eine 
Registrierung von Registrierkassen mittels FinanzOn-
line zu erfolgen. Voraussetzung für die Durchführung 
der Registrierung ist daher ein aufrechter Zugang zu 
FinanzOnline - entweder des Unternehmers oder des 
Steuerberaters (Registrierung durch Steuerberater). 
In Ausnahmefällen kann die Registrierung auch per 
Formular erfolgen.

WELCHE SZENARIEN SIND JETZT 
IN DER PRAXIS MÖGLICH?

1. Sie haben noch keine Registrierkasse, 
überschreiten aber die Umsatzgrenzen: 
Sollten Sie schon im letzten Jahr die Umsatzgrenzen 
überschritten haben, so sind Sie bereits seit damals 
verpflichtet, eine ordnungsgemäße Registrierkasse zu 
verwenden. Eine taugliche Registrierkasse muss die 
erfassten Barumsätze im Datenerfassungsprotokoll 
(Kassenjournal) speichern können. Ebenso muss die 
Kasse in der Lage sein, diese Daten als Druck- oder 
Exportdateien (unformatierte Textdateien) speichern 
zu können (z.B. auf einem USB-Stick). Ab 01.04.2017 
muss die Registrierkasse dann auch mit der Sicher-
heitseinrichtung ausgestattet sein. 

Tipp: Wenden Sie sich umgehend an einen 
Registrierkassenhersteller und besorgen Sie sich 
eine Registrierkasse, die ab 01.04.2017 dem 
verpflichtend geltenden Standard entspricht. 

2. Sie haben schon eine Registrierkasse, aber 
eine ohne Sicherheitseinrichtung: 
Lassen Sie umgehend ihre Registrierkasse vom 
Kassenhändler prüfen, ob diese auf die ab 01.04.2017 
geltenden Anforderungen umgerüstet werden kann. 
Wenn eine Aufrüstung möglich ist, lassen Sie diese 
vornehmen, ansonsten müssen Sie sich eine neue 
Registrierkasse anschaffen. 
 
3. Sie haben schon eine Registrierkasse mit 
Sicherheitseinrichtung, haben aber diese noch 
nicht beim Finanzamt registriert:  
Nehmen Sie die Registrierung vor bzw. wenden Sie 
sich an uns, wir sind Ihnen gerne behilflich. Die zur 
Registrierung erforderlichen Daten beschaffen Sie 
sich beim Registrierkassenhersteller.

4. Sie haben schon eine Registrierkasse mit 
Sicherheitseinrichtung und haben diese auch 
schon beim Finanzamt registriert
Na, dann ist ja alles bestens.

WENN SIE UNTER SITUATION 1. BIS 3. FALLEN, 
WENDEN SIE SICH BITTE BALDMÖGLICHST AN 
IHREN REGISTRIERKASSENHERSTELLER.

WIE LÄUFT EINE REGISTRIERUNG DER 
REGISTRIERKASSE MIT FINANZONLINE AB?

1.	 Beantragung	Zertifikat: Grundsätzlich über-
nimmt Ihr Registrierkassenhersteller die notwen-
digen Schritte zur Registrierung beim Vertrauens-
dienstanbieter (Ausstellung Zertifikat). Dafür sind 
die persönlichen bzw. Unternehmensdaten und die 
UID-Nummer, Steuernummer oder GLN-Nummer 
erforderlich. Diese Informationen geben Sie an den 
Hersteller weiter, damit dieser das Zertifikat  
beantragen kann. 
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2. Registrierung  beim Finanzamt mittels  
 FinanzOnline – zwei Verfahren:
 a) Die Registrierkasse verfügt über Internet-  
 zugang und erledigt alle Meldevorgänge über 
 FinanzOnline selbständig („Datenstromver
 fahren“; alle relevanten Registrierungsdaten 
 werden von der Kasse an FinanzOnline 
 übermittelt, ebenso der Startbeleg). 

Dieser Registrierkassentyp ist natürlich für den 
Anwender der Komfortabelste. Hier kümmert 
sich die Registrierkasse  um alle erforderlichen 
Meldungen (Meldung der Inbetriebnahme, 
Übermittlung des Startbeleges, Meldung von 
Störungen und Außerbetriebnahmen. Sie bzw. der 
Registrierkassenhersteller benötigen die Zu-
gangskennungen für FinanzOnline (Zugang zum 
Registrierkassen-Webservice), welche wir Ihnen 
gerne  besorgen bzw. anlegen können. Diese Zu-
gangskennungen müssen in der Registrierkasse 
hinterlegt werden. 

b) Die Registrierkasse verfügt über keinen 
Internetzugang – die Anmeldung muss direkt 
über den Einstieg in FinanzOnline erfolgen 
(„Dialogverfahren“): 

Folgende Daten/Unterlagen sind für die Registrie-
rung der Registrierkasse erforderlich, diese Daten 
erhalten Sie vom Registrierkassenhersteller: 

(1) Registrierung der Sicherheitseinrichtung
  (Signaturerstellungseinheit): 
i)  Art der Sicherheitseinrichtung 
 („Signaturkarte“; „Eigenes Hardware-
 Sicherheitsmodul HSM“; „Hardware-Sicher-
 heitsmodul (HSM) eines Dienstleisters“)
ii) Vertrauensdienstanbieter („AT1 A-Trust“; 
 „AT2  Global Trust“; „AT3 PrimeSign”)
iii) Seriennummer des Signatur-/Siegelzertifi kates

(2) Registrierung der Registrierkasse:
i) Kassenidentifi kationsnummer
ii) Benutzerschlüssel AES-256

(3) Startbeleg (auch Nullbeleg): 
Unmittelbar nachdem die Registrierkasse  mit 
der Sicherheitseinrichtung ausgestattet wurde, 
wird der Startbeleg ausgedruckt (erster Beleg der 
Registrierkasse mit angedrucktem QR-Code). Der 
Startbeleg muss aufbewahrt werden und muss - auf 
Verlangen der Finanzbehörde – vorgelegt werden 
können. Durch Einscannen (zB mit einer speziellen 
Handy-App) des Startbeleges kann überprüft wer-
den, ob die Registrierung erfolgreich verlaufen ist.
 

Nach erfolgreicher Registrierung über FinanzOnline  
ist die Registrierkasse einsatzbereit. Im laufenden Be-
trieb sind noch folgende Verpfl ichtungen zu beachten:
 a) Quartalsweise Sicherung des Datenerfassungs-
  protokolls (revisionssicher)
 b) Ausdruck des Monatsbeleges zum 
  Monatsende – Aufbewahrung dieser Belege
 c) Der Monatsbeleg  zum 31.12. eines Jahres 
  (=Jahresbeleg) muss bis spätestens 15. Februar 
  des Folgejahres an FinanzOnline übermittelt 
  werden. Jahresbelege können entweder mittels 
  BMF Handy-App oder ganz einfach vom Steuer-
  berater übermittelt werden.
 d) Meldeverpfl ichtungen bei Betriebsstörung/
  Ausfall der Registrierkasse bzw. der Sicherheits-
  einrichtung länger als 48 Stunden sowie bei 
  Inbetriebnahme nach Störung
 e) Meldung der Außerbetriebnahme der 
  Registrierkasse (wenn Registrierkasse nicht 
  mehr verwendet wird)

Diese Meldungen können – wie oben beschrieben – im 
komfortabelsten Falle direkt von der Registrierkasse 
vorgenommen werden (Internetverbindung erforder-
lich), oder müssen über FinanzOnline im Dialogver-
fahren durch Erfassung erledigt werden (in diesem 
Fall auch durch Steuerberater möglich).

Prämie: Für Anschaff ungen oder Umrüstungen bis 
31.03.2017 kann eine Prämie in Höhe von € 200,– pro 
Kassensystem (€ 30,– pro Eingabestation) beantragt 
werden (Formular E 108c). Die Anschaff ungs- oder 
Umrüstkosten können sofort als Aufwand geltend 
gemacht werden.

Zusammenfassung: Wir empfehlen Ihnen, Ihren 
gegebenen Bedarf dringend zu prüfen. Ab 1. April 
2017 muss jede Registrierkasse, die Barumsätze in 
einem Datenerfassungsprotokoll abspeichert, mit 
einer Sicherheitseinrichtung ausgestattet sein. Bei 
Nichtbefolgung dieser Verpfl ichtung können empfi nd-
liche Finanzstrafen (bis € 5.000,–) verhängt bzw. eine 
Nichtordnungsmäßigkeit der Buchhaltung festgestellt 
werden (Schätzungsbefugnis).

WebSite BMF:
https://www.bmf.gv.at/steuern/selbststaendige-
unternehmer/Registrierkassen.html

Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

STB MAG. THOMAS FRITZENWALLNER
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Übernimmt der Abzugsverpflichtete (z.B. eine ausschüttende GmbH) oder ein Dritter anfallen-
de Kapitalertragsteuern, so werden diese KESt-Beträge dem Steuerschuldner (= Empfänger 
der Kapitalerträge) als zusätzliche Einkünfte aus der Überlassung von Kapital zugerechnet. 
Die KESt ist nach der Praxis der Finanzverwaltung im Fall von Gewinnausschüttungen mit 
37,93 % (bis 2015: 33,33 %)1 des ausbezahlten oder gutgeschriebenen Kapitalertrags zu bemes-
sen. Der nachfolgende Beitrag untersucht die Gesetzeskonformität dieser Verwaltungspraxis 
im Licht der neuen Rechtslage.

1. BEISPIEL
Im Zuge einer Außenprüfung wird eine im Jahr 2016 
von der Mittersiller A-GmbH an den Salzburger Ge-
sellschafter B (natürliche Person) erbrachte Zuwen-
dung in Höhe von 100.000 € als verdeckte Gewinn-
ausschüttung qualifiziert. Da ein KESt-Abzug bislang 
unterblieb, schreibt das Finanzamt der A-GmbH  
KESt in Höhe von 37.931 € vor (entspricht 37,93 %  
von 100.000 €).

2. LÖSUNG
Im vorliegenden Fall ist zunächst zu untersuchen, ob 
die A-GmbH die KESt zwar einbehalten, aber nicht an 
das Finanzamt abgeführt hat oder ob die KESt – wie 
in der Praxis üblich – von vornherein nicht einbe-
halten worden ist. Wurde die KESt von der GmbH 
einbehalten, dann trägt der Gesellschafter die KESt, 
da er nur 72,5 % des Ausschüttungsbetrags (= Bemes-
sungsgrundlage der KESt) von 100.000 € erhalten hat 
(Hochrechnung von 72,5 % = 100.000 € auf 100 % = 
137.931 €); die KESt beträgt in diesem Fall 37.931 €  
(27,5 % von 137.931 € oder 37,93 % von 100.000 €). 
Wurde die KESt dagegen von vornherein nicht ein-
behalten, so beläuft sich die Ausschüttung (= Bemes-

sungsgrundlage der KESt) auf 100.000 € und die KESt 
folglich auf 27.500 € (27,5 % von 100.000 €). Fließt dem 
Gesellschafter die verdeckte Gewinnausschüttung 
ungekürzt (oder nicht vorschriftsmäßig gekürzt) zu, 
ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes (insoweit) von der Tragung der KESt durch die 
Gesellschaft auszugehen, sofern die GmbH diese nicht 
ausdrücklich von B zurückfordert. Die übernommene 
KESt stellt auf Seiten des Gesellschafters einen Kapi-
talertrag dar, der wiederum als verdeckte Ausschüt-
tung zu werten ist. Die darauf entfallende KESt ist 
– bei fortgesetzter Nichtausübung des Regressanspru-
ches – neuerlich als KESt-pflichtiger Kapitalertrag zu 
qualifizieren, usw. Da die von der Gesellschaft primär 
übernommene KESt 27.500 € beträgt, beläuft sich 
die darauf entfallende KESt auf 7.562,50 € (27,5 % von 
27.500 €). Gilt diese aufgrund der fortgesetzten Nicht-
ausübung des Regressanspruches wiederum als von 
der GmbH übernommen, liegt erneut ein KESt-pflich-
tiger Kapitalertrag vor, der zu einer weiteren KESt in 
Höhe von 2.079,69 € führt (27,5 % von 7.562,50 €), usw. 
(Kaskadeneffekt). Die aufsummierte übernommene 
KESt beläuft sich infolgedessen auch in diesem Fall 
auf 137.931 € (37,93 % von 100.000 €).

ÜBERNOMMENE KEST BEI GEWINNAUSSCHÜTTUNGEN: 
IST DIE VORSCHREIBUNG VON 37,93 % KAPITALERTRAGSTEUER GESETZESKONFORM?

  1) Exakt: 37,9310345 % (bis 2015: 33 1/3 %).

... wurde am 17.01.2017 nach erfolgreich absolvierten 
Prüfungen zur Steuerberaterin angelobt. 

WIR GRATULIEREN

MAG. (FH) VIKTORIA BRUNNER
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3. TABELLARISCHE ÜBERSICHT

STEUERBERATER MMAG. DR. PETER PÜLZL, LL.M.
   GROSSBETRIEBSPRÜFERIN MAG. DANIELA HENDL

KESt

Bemessungsgrundlage

Träger der KESt

Ausschüttung
dem 

Gesellschafter
werden 

€ 100.000,–
ausbezahlt

KESt
wurde 

einbehalten, 
aber nicht 
abgeführt

KESt
wurde nicht 
einbehalten 

und nicht 
abgeführt

Gesellschafter
trägt die KESt

(er erhält nur 72,5 %)

Gesellschafter
trägt die KESt

(Rückforderung)

Gesellschaft
trägt die KESt

€ 137.931,– € 100.000,–
€ 100.000,–

zuzüglich 
übernommene 
KESt Beträge

 € 37.931,–
(27,5 % von € 137.931,–

oder 37,93 % von 
€ 100.000,–)

€ 27.500,–
(27,5 % von € 100.000,–)

€ 37.931,–
(27,5 % von € 100.000,–

zuzüglich 27,5 % der 
übernommenen KESt
usw = 37,93 % von 

€ 100.000,–)

...zum 50. Geburtstag 

WIR GRATULIEREN

STB. MMAG. DR. PETER PÜLZL, 
LL.M. (EUROPEAN LAW)
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WICHTIGE ÄNDERUNG BEI KLEINUNTERNEHMERN 
IN DER UMSATZSTEUER AB 01.01.2017

Kleinunternehmer sind Unternehmer, deren Jahresumsatz netto höchstens € 30.000,– beträgt. Als 
Kleinunternehmer sind sie von der Umsatzsteuer unecht steuerbefreit. Das heißt, sie müssen keine 
Umsatzsteuer an das Finanzamt abführen, sind aber auch nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Einige wesentliche Neuerungen für die 
Kleinunternehmerregelung brachte das 
Abgabenänderungsgesetz 2016. 

WAS IST NEU?
Seit 01.01.2017 muss der Unternehmer sein Unter-
nehmen in Österreich betreiben, um Kleinunterneh-
mer sein zu können. Wesentlich ist also der Sitz der 
wirtschaftlichen Tätigkeit und nicht der Wohnsitz.
Neu ist außerdem, dass für die Berechnung, ob die 
Umsatzgrenze von € 30.000,– überschritten ist, eini-
ge Umsatzarten nicht mehr berücksichtigt werden 
müssen. Nicht mehr einzuberechnen sind neben 
einigen anderen:

 Umsätze aus Heilbehandlungen als Arzt, 
 Zahnarzt, Dentist, Psychotherapeut, Hebamme 

 Umsätze aus der Tätigkeit als 
 Bausparkassen- oder Versicherungsvertreter 

 Umsätze aus sonstigen Leistungen 
 von Zahntechnikern

 regelmäßige Umsätze von Tagesmüttern 
 (und -vätern) und Pfl egeeltern 

 Umsätze von Privatlehrern und Privatschulen

Gleich bleibt, dass Umsätze aus Hilfsgeschäften und 
Geschäftsveräußerungen für die Kleinunternehmer-
grenze ebenfalls außer Ansatz bleiben können. 

AM BEISPIEL EINER SELBSTSTÄNDIGEN 
ÄRZTIN BEDEUTET DIE NEUERUNG: 

Als Ärztin ist sie mit ihren Umsätzen aus Heilbe-
handlungen unecht umsatzsteuerbefreit (keine 
Umsatzsteuer, kein Vorsteuerabzug). Geht sie neben 
ihrer Behandlungstätigkeit noch einer Tätigkeit als 
Gutachterin nach, unterliegen die Umsätze aus der 
gutachterlichen Tätigkeit grundsätzlich der Umsatz-
steuer. Jedoch gilt für die Tätigkeit als Gutachterin 
die Kleinunternehmerbefreiung, solange die Umsätze 
daraus und anderen steuerpfl ichtigen Tätigkeiten 
€ 30.000,– nicht übersteigen. Denn nach der neuen 
Regelung sind die Umsätze aus Heilbehandlungen 
(Tätigkeit als Ärztin) für die Kleinunternehmerre-
gelung nicht miteinzurechnen, es zählen nur die 
Umsätze als Gutachterin. 

Das heißt: Bleiben ihre Umsätze aus der Gutachter-
tätigkeit unter € 30.000,–, muss sie dafür als „Klein-
unternehmerin“ keine Umsatzsteuer abführen. Sie 
genießt also für ihre gesamten Einnahmen – aus 
Heilbehandlung und Gutachtertätigkeit – die Befrei-
ung von der Umsatzsteuerpfl icht.

STB MAG. JULIAN HOLLEIS

Zur Verstärkung unseres Lohnverrechnungsteams
haben wir eine Kooperation mit der 
SBU Wirtschaftstreuhand- & Steuerberatungs GmbH 
abgeschlossen, sodass wir Lohnverrechnungen 
gemeinsam betreuen, beraten und abwickeln. 

Gerne  können  Sie Ihre Termine mit 

HERRN STB PETER BLIEM in unserer Kanzlei 
in Neukirchen bei Frau Andrea Dreier unter der 
Telefonnummer 06565/6598-371 vereinbaren. 

T. +43 5333 20380, F. +43 5333 20380-20, p.bliem@fritzenwallner-gandler.at
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ENTFALL DER TÄGLICHEN GERINGFÜGIGKEITSGRENZE 

Bereits in der letzten Ausgabe unserer Kanzleizeitung haben wir über den Entfall der täglichen 
Geringfügigkeitsgrenze sowie über die Aushilfenregelung berichtet. Da in der Praxis immer wieder 
Fragen dazu auftauchen, möchten wir hiermit nochmal näher auf diese Neuregelungen eingehen.

Ab 01.01.2017 gibt es keine tägliche, sondern nur 
mehr die monatliche Geringfügigkeitsgrenze. 
Nachfolgend eine Zusammenfassung der bisher 
aus der Praxis aufgetauchten Fragen:

1. Unbefristet bzw. für zumindest einen 
 Monat vereinbartes Dienstverhältnis 
 Ist bei einem unbefristeten Dienstverhältnis, das 

untermonatig beginnt, für die Beurteilung der 
Geringfügigkeit immer auf ein (fi ktives) Monats-
entgelt hochzurechnen?

 Nein. Ist das für einen ganzen Kalendermonat 
gebührende Entgelt bereits bekannt (z.B. auf 
Grund kollektivvertraglicher Bestimmungen oder 
arbeitsrechtlicher Vereinbarungen), ist bei einem 
untermonatigen Beginn (oder Ende) keine Hoch-
rechnung notwendig.

2. Für kürzer als einen Monat 
 vereinbartes Dienstverhältnis 
 Welches Entgelt ist für die Beurteilung der Gering-

fügigkeit maßgeblich, wenn ein kürzer als einen 
Monat vereinbartes Dienstverhältnis innerhalb 
des gleichen Kalendermonats beginnt und endet?

 Hier ist stets das vereinbarte Einkommen relevant, 
das für den vereinbarten Zeitraum gebührt. Bei-
spiel: Befristetes Dienstverhältnis vom 10.01. bis 
19.01. Entgelt für den vereinbarten Zeitraum 
€ 500,–, daher über der Geringfügigkeitsgrenze.

 
 Was ist, wenn in diesem Fall das Dienstverhältnis 
 statt wie vereinbart am 19.01. bereits am 14.01. 

endet, und daher nur ein Entgelt von € 250,– 
 ausbezahlt wird?
 
 Auch dann ist das für den ursprünglichen Zeit-

raum vereinbarte Entgelt von € 500,– heranzuzie-
hen, das Dienstverhältnis bleibt vollversichert. 
Allgemeiner Grundsatz: Sofern sich die Höhe 
des Entgeltanspruches nicht ändert, bleibt ein 
geringfügiges Dienstverhältnis immer geringfügig 
und ein vollversichertes Dienstverhältnis immer 
vollversichert. Dies gilt auch dann, wenn das 
Dienstverhältnis untermonatig beginnt, endet 
oder früher als vereinbart endet. 

3.  Wie ist vorzugehen, wenn das für kürzer 
 als einen Monat vereinbarte Dienst-
 verhältnis in einem Kalendermonat 
 beginnt und im anderen endet?
 Hier ist jeder Kalendermonat (samt dem jeweils 

in diesem Kalendermonat anfallenden Entgelt) se-
parat zu betrachten. Beispiel: Befristetes Dienst-
verhältnis vom 31.01. bis 15.02. Entgelt für den 
gesamten Zeitraum € 800,–. Aber: tatsächliches 
Entgelt für Jänner € 50,– (= unter der Geringfügig-
keitsgrenze) und für Februar € 750,– (= über der 
Geringfügigkeitsgrenze).

4. Fallweise Beschäftigung: Kann es sein, 
dass ein fallweise Beschäftigter in einem 
Kalendermonat mehr als die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze verdient, es aber aus 
Sicht des Dienstgebers auf Grund der tage-
weisen Betrachtung trotzdem nur geringfü-
gig zu melden ist? Ja. Der Versicherte wird 
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dann allerdings nachträglich in die Kranken- 
und Pensionsversicherung einbezogen und 
erhält vom Krankenversicherungsträger 

 einen Pauschalbetrag vorgeschrieben.

 Beitrag der Steirischen GKK zur fallweisen Beschäf-
tigung - Beitragsabrechnung - Aktuelle Frage im 
Jänner 2017: In meinem Restaurant habe ich an meh-
reren Tagen im Monat eine Kellnerin als fallweise 
Beschäftigte eingesetzt. Im Dezember verdiente die 
fallweise Beschäftigte pro Arbeitstag zwischen  
€ 80,– und € 120,–, daher wurde sie vollversichert 
mit der Beitragsgruppe A1 (Arbeiter) angemeldet 
und abgerechnet. Ich habe vom Wegfall der tägli-
chen Geringfügigkeitsgrenze ab 01.01.2017 gehört 
und würde gerne wissen, was ich nun bei der Ab-
rechnung meiner Kellnerin zu beachten habe?

 Seit 01.01.2017 gibt es keine tägliche Geringfügig-
keitsgrenze mehr; das heißt eine Vollversicherung 
tritt nur bei Überschreitung der monatlichen 
Geringfügigkeitsgrenze (KJ 2017 € 425,70)  
pro Beschäftigungsverhältnis ein.

 Für fallweise Beschäftigte gilt jeder Arbeitstag als 
einzelnes Dienst- bzw. Beschäftigungsverhältnis, 
daher ist für die Beurteilung der Geringfügigkeit 

tatsächlich jeder einzelne Arbeitstag gesondert zu 
betrachten und jenes Entgelt heranzuziehen, das 
für den jeweiligen Arbeitstag auszuzahlen ist.

 Mit dem täglichen Entgelt, das Sie angeführt haben, 
ist Ihre Kellnerin ab 01.01.2017 als geringfügige, fall-
weise Beschäftigte anzumelden und abzurechnen. 
Zu beachten ist, dass bei der Abrechnung der So-
zialversicherungsbeiträge die tägliche Höchstbei-
tragsgrundlage (KJ 2017 € 166,–) zu berücksichtigen 
ist; d.h. sollte das Entgelt (inkl. der Trinkgeldpau-
schale) Ihrer Kellnerin an diesem Arbeitstag höher 
sein als die tägliche Höchstbeitragsgrundlage, gilt 
jener Entgeltteil der die Höchstbeitragsgrundlage 

 übersteigt als beitragsfrei.

5. Nach welchen Bestimmungen hat die  
Beurteilung der Geringfügigkeit bei jenen 
Dienstverhältnisses zu erfolgen, die  
bereits 2016 begonnen haben, aber in  
das Jahr 2017 hinüberreichen? 

 Hier richtet sich die Beurteilung nach den im  
Jahr 2016 geltenden Bestimmungen. Beispiel: 
Dienstverhältnis vom 30.12.2016 bis 13.01.2017.  
Die Feststellung der Geringfügigkeit erfolgt nach 
den „alten“ Regeln (der Jahreswechsel 2016/2017 
führt zu keiner neuerlichen Beurteilung).

AUSHILFEN – 18 TAGE PRO JAHR ABGABENFREI BESCHÄFTIGEN

Welche Voraussetzungen müssen dazu gegeben sein? 
Die 4 Voraussetzungen im Überblick:

Voraussetzungen, die der Dienstgeber 
einzuhalten hat:
1. Vollversicherung: Der Dienstgeber hat zu prüfen 

bzw. sich vom Dienstnehmer bestätigen zu lassen, 
dass der Dienstnehmer aufgrund eines Dienstver-
hältnisses, das er mit einem anderen Dienstgeber 
abgeschlossen hat, bzw. aufgrund einer selbständi-
gen Erwerbstätigkeit vollversichert ist.

2. Geringfügige Beschäftigung: Die als „18-Tage-
 steuerfreie Aushilfe“ beschäftigte Person darf 

maximal ein Entgelt bis zur Geringfügigkeitsgren-
ze beziehen. Dabei werden alle Entgelte, die der 
Dienstnehmer als „18-Tage-steuerfrei-Aushilfe“ 

 in diesem Monat bei verschiedenen Dienstgebern 
verdient, zusammengezählt.“

3. Die 18 Tage pro Kalenderjahr-Beschränkung
 Der Dienstgeber darf an maximal 18 Tagen im Ka-

lenderjahr steuerfreie Aushilfskräfte beschäftigen. 
 Wie viele Aushilfen der Dienstgeber pro Tag 

 beschäftigt, ist für die Abgabenbefreiung unerheb-
lich. Die 18 Tage pro Kalenderjahr gelten für das 
gesamte Unternehmen und nicht pro Filiale.

4. Nachweis eines speziellen Aushilfskräfte-
 bedarfs beim Dienstgeber: Die Beschäftigung 

der „18-Tage-steuerfrei-Aushilfe“ dient aus-
schließlich dazu,

 a) einen zeitlich begrenzten zusätzlichen Arbeits-
anfall zu decken, der den regulären Betriebsablauf 
überschreitet (beispielsweise „Stoßzeiten, wie 
etwa an Einkaufssamstagen in der Vorweihnachts-
zeit oder Mittagessen für unangekündigte Touris-
tenbus-Reisende etc.), oder

 b) den Ausfall einer Arbeitskraft zu ersetzen.

Voraussetzungen, die der Dienstnehmer 
einzuhalten hat:
1. Vollversicherung: Der Dienstnehmer muss 

aufgrund eines Dienstverhältnisses, das er mit 
einem anderen Dienstgeber abgeschlossen hat, 
bzw. aufgrund einer selbständigen Erwerbstätigkeit 
vollversichert sein.
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NEU IM TEAMCHRISTINA TOMEVI
Jahr der Geburt 1993

Sternzeichen Löwe

Hobbys Wandern, Schwimmen

Ausbildung – Fachschule für wirtschaftliche Berufe in 
   Bramberg - Ausbildungsschwerpunkt 
   IT-Support 2007 – 2009
  – Mitarbeiterin bei der Raiff eisenbank 
   Mittersill-Hollersbach-Stuhlfelden 2009 – 2016
  – Lehrabschlussprüfung zur Bank- und 
   Bürokauff rau 2012 

Arbeitsbereich Personalverrechnung

im Team seit Jänner 2017

2. Geringfügige Beschäftigung: Die als „18-Tage-steu-
erfreie Aushilfe“ beschäftigte Person darf maximal 
ein Entgelt bis zur Geringfügigkeitsgrenze beziehen.

 Dabei werden alle Entgelte, die der DN als „18-Tage-
steuerfrei-Aushilfe“ in diesem Monat bei verschie-
denen Dienstgebern verdient zusammengezählt.“

3. Die 18 Tage pro Kalenderjahr-Beschränkung:
 Der Dienstnehmer darf insgesamt an höchstens 

18 Tagen im Kalenderjahr als „18-Tage-steuerfrei-
Aushilfe“ tätig sein. Auf wie viele Dienstgeber sich 
diese 18 Tage verteilen ist unerheblich. Wird ein 
Dienstnehmer im Kalenderjahr bei 2 oder mehr 
Dienstgebern als „18-Tage-steuerfreie-Aushilfe“ 
tätig, ist er verpfl ichtet, den Dienstgeber über die 
bisherigen Tage der begünstigten Aushilfstätigkeit 
bei anderen Dienstgebern zu informieren. Wenn 
ein Dienstgeber darüber nicht informiert wird, 
dass beispielsweise der Dienstnehmer bereits an 
18 Tagen als „18-Tage-steuerfrei-Aushilfe“ beschäf-
tigt war, rechnet der Dienstgeber zulässigerweise 
lohnsteuer- und lohnnebenkostenfrei ab. Aufgrund 
der entsprechenden Lohnzettelmeldungen weiß 
das Wohnsitzfi nanzamt, dass der Dienstnehmer 
die 18-Tage-Grenze insgesamt überschritten hat. 
Durch eine Pfl ichtveranlagung werden die über der 
18-Tage-Grenze liegenden Bezüge nachversteuert.

Wird eine Voraussetzung für die Steuerbefrei-
ung nicht erfüllt, steht die Begünstigung 
grundsätzlich von Beginn an nicht zu!

Bezüglich einer GPLA wird empfohlen, dass entspre-
chende Dokumente/Aufzeichnungen zu führen sind, die 
den Spitzenbedarf und die Beschäftigung der „18-Tage-
steuerfrei-Aushilfe“ an Spitzenzeiten nachweisen. 

Beispiele aus der Praxis:
Der Dienstgeber beschäftigt den Dienstnehmer als 
„18-Tage-steuerfrei-Aushilfskraft“ durchgehend an 
24 Tagen im Jahr 2017. Ist das möglich? Nein. Die 
Voraussetzung gem. Punkt 3 ist nicht erfüllt, somit 
ist diese Beschäftigung von Beginn an steuer- und 
lohnnebenkostenpfl ichtig!

Der Dienstgeber beschäftigt den Dienstnehmer als 
„18-Tage-steuerfrei-Aushilfskraft“ im 1. Quartal 2017 
an 14 Tagen. Im Dezember 2017 kommt es zu einer 
neuerlichen Beschäftigung als „18-Tage-steuerfrei-
Aushilfskraft“ an 5 Tagen. Da die Voraussetzung gem. 
Punkt 3 nicht erfüllt ist, werden die im 1. Quartal 
gearbeiteten Tage rückwirkend steuer- und lohnne-
benkostenpfl ichtig.

Der Dienstgeber beschäftigt als Aushilfskräfte
a) Dienstnehmer I von Jänner bis Juli 
 an insgesamt 9 Tagen und
b) Dienstnehmer II von August bis Dezember 
 an insgesamt 10 Tagen

Lösung
a) Der Dienstgeber kann – sofern die Voraussetzun-

gen 1, 2 und 4 erfüllt sind – den Dienstnehmer I 
lohnsteuer- und lohnnebenkostenfrei abrechnen.

b) Da ab Beginn der Beschäftigung die Bezüge jener 
Aushilfskraft, bei der die 18-Tage/Kalenderjahr-
grenze überschritten wird, nicht steuerfrei sind, 
sind jene von Dienstnehmer II „normal“ lohnsteu-
er- und lohnnebenkostenpfl ichtig abzurechnen.  

MARION HÖLLWERTH, MAG. BIRGIT WÜNSCHE, 
KURT SCHÖPPL, MELANIE RAINSBERGER
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RAIFFEISENBANKEN BÜNDELN IHRE KRÄFTE
AUS 6 BANKEN WIRD EINE: RAIFFEISENBANK OBERPINZGAU – AB HERBST 2017

Um auch in Zukunft leistungsfähig und wirtschaftlich stark zu bleiben, wollen die Raiff eisen-
banken Krimml, Wald, Neukirchen, Bramberg, Mittersill-Hollersbach-Stuhlfelden und Uttendorf 
ihre Kräfte bündeln und sich zur neuen Regionalbank „Raiff eisenbank Oberpinzgau“ zusammen-
schließen. Was sind die Gründe für solche Überlegungen?

„Seit 2008 ist im Bankensektor kein Stein auf dem 
anderen geblieben“, sagt Roland Kröll, derzeit Ge-
schäftsleiter der Raiff eisenbank Mittersill und einer 
der drei designierten Geschäftsleiter für den Bereich 
Bankstellen und Vertrieb der künftigen Raiff eisen-
bank Oberpinzgau. „Die Ertragslage ist aufgrund der 
anhaltend niedrigen Zinsen unbefriedigend, das bei 
gleichzeitig überdurchschnittlich steigenden Kosten, 
u.a. für EDV und Technik durch die hohen Anforde-
rungen des Melde- und Berichtswesens. Gleichzeitig 
beschäftigt uns die Bankenaufsicht laufend mit einer 
Flut an neuen Vorschriften und Regularien, die gerade 
für die kleinen Banken kaum mehr bewältigbar sind. 
Weitere Gründe sind die fortschreitende Digitalisie-
rung und das geänderte Kundenverhalten. Wir wollen 
uns von der Entwicklung nicht überrollen lassen, son-
dern die Gestaltung der Zukunft selbst in die Hand 
nehmen. Die Sicherung des Fortbestandes unserer 
Bankstellen in den jeweiligen Gemeinden ist eines 
unserer Hauptanliegen. Wir wollen weiterhin Nahver-
sorger in Sachen Geld für unsere Kunden bleiben und 
haben deshalb in unser Leitbild geschrieben: 

“RAIFFEISENBANK OBERPINZGAU. DIE BANK 
ZUM NUTZEN DER MENSCHEN UND DER WIRT-
SCHAFT IN DER REGION.“ 

DABEI LASSEN WIR UNS VON DEN ZEITLOSEN 
GENOSSENSCHAFTLICHEN GRUNDSÄTZEN 
DER SELBSTHILFE, SELBSTVERANTWORTUNG 
UND SELBSTVERWALTUNG LEITEN. 

Einer der wesentlichen Vorteile der künftigen Bank, 
die dann immerhin an die 60 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zählen wird, ist die Bündelung der Kräfte. 
Bestimmte regulatorische Aufgaben müssen künftig 
nicht mehr von jeder einzelnen Raiff eisenbank erfüllt 
werden, sondern 1 x in der gemeinsamen Bank. Die 
BankstellenleiterInnen und MitarbeiterInnen in den 
Bankstellen sind dann von Verwaltungstätigkeiten 
entlastet und können sich ausschließlich der Betreu-
ung ihrer Kunden widmen. „Wir erwarten uns 
dadurch noch mehr Professionalität als bisher, 

sowohl in der Kundenbetreuung als auch bei den 
Marktfolge- und Verwaltungstätigkeiten“, meint Josef 
Kröll, künftig als Geschäftsleiter für den Bereich 
Firmen- und Geschäftskunden zuständig. „Wir wollen 
aber auch unseren MitarbeiterInnen einen guten und 
attraktiven Arbeitsplatz mit Karrierechancen bieten 
und damit einen Beitrag leisten, junge Menschen in 
unserer schönen Region zu halten“.

Die Raiff eisenbank Mittersill als Bankstelle mit dem 
größten Raumangebot wird verschiedene Marktfolge-
Abteilungen in den derzeit leer stehenden Räumlich-
keiten aufnehmen. Nachdem dort der letzte Umbau 
1990 stattfand, wird man das Gebäude außen wie 
innen einer Erneuerung unterziehen und eine den 
Anforderungen der heutigen Zeit entsprechende 
Umgebung für die Kunden und MitarbeiterInnen 
schaff en. Der Umbau wird ausschließlich von Firmen 
aus der Region und bevorzugt aus dem Kundenkreis 
der Raiff eisenbanken abgewickelt. 

Die Kunden der anderen Bankstellen müssen mit 
ihren Anliegen jedoch künftig nicht etwa nach Mit-
tersill pilgern, sondern werden weiterhin vor Ort ihre 
vertrauten Ansprechpartner haben und den gewohnt 
hohen Service- und Beratungsstandard genießen 
können. Zusätzlicher Nutzen kann dadurch gezo-
gen werden, dass je nach Bedarf speziell geschulte 
MitarbeiterInnen aus neu geschaff enen Kompetenz-
Centern zu den Beratungen hinzugezogen werden 
können. Die MitarbeiterInnen müssen sich übrigens 
um ihren Arbeitsplatz nicht sorgen. Ganz im Gegen-
teil – aufgrund anstehender Pensionierungen werden 
für die Raiff eisenbank Oberpinzgau zusätzliche 
Kundenberaterinnen und –berater gesucht!  Auch 
das Modell der Genossenschaft wird nicht in Frage 
gestellt, die Genossenschaftsmitglieder bleiben auch 
in der gemeinsamen Bank weiterhin die Eigentümer. 
Über ein zeitgemäßes und zukunftsorientiertes Ei-
gentümervertretersystem sollen die Identität und das 
Mitspracherecht der Mitglieder gestärkt und aufge-
wertet werden.
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EINE INFORMATION IHRER 
OBERPINZGAUER RAIFFEISENBANKEN

Wird damit alles besser? „Im Vergleich zur derzeiti-
gen Situation erwarten wir uns das auf jeden Fall“, 
meint Geschäftsleiter Albert Bernhard. „Das Rad 
der Zeit vor das Jahr 2008 zurückzudrehen ist 
aber nicht möglich.“ 

Zu vieles hat sich in diesen letzten Jahren verändert. 
Neue Herausforderungen sind dazugekommen,  
beispielsweise die Konkurrenz durch Banken und 
Finanzinstitute, die ihre Leistungen über das Inter-
net anbieten. Auch das Nutzungsverhalten unserer 
Kunden hat sich verändert, viele, insbesondere junge 
Menschen, erledigen ihre Bankgeschäfte mit dem 
Handy oder vom Computer aus. Wenn es aber gelingt, 
uns mit diesem Zusammenschluss besser aufzustel-
len, uns für die geänderten Bedingungen zu rüsten 
und auf diese Weise den Bestand unserer Bankstellen 
abzusichern, sind wir mehr als zufrieden. Wir sind 
sehr zuversichtlich, dass wir das mit unseren 
gut geschulten und in der Bevölkerung bestens 
vernetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
auch schaffen werden.“

Wann soll die Raiffeisenbank Oberpinzgau in Betrieb 
gehen? Die gewählten Funktionäre aller beteiligten 
Raiffeisenbanken stehen in großer Übereinstimmung 
zu diesem Schritt und haben das durch Unterzeich-
nung einer Willenserklärung ausgedrückt. Die letzte 
Entscheidung liegt aber bei den Eigentümern der 
einzelnen Raiffeisenbanken, den Mitgliedern. Sie sol-
len bei den kommenden Generalversammlungen im 
Juni befragt werden und wenn sie ihre Zustimmung 
geben, kann die neue Regionalbank nach Erledigung 
aller behördlichen Schritte im Oktober 2017 ihren 
Betrieb aufnehmen. 

17.03.2016: Schloss Mittersill - Unterfertigung einer Absichtserklärung zur Teilnahme am gemeinsamen Projekt
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WISSENSABEND KMU & FAMILY BUSINESS – 
RAIFFEISENBANK BRAMBERG

Gemeinsam veranstalteten die Raiffeisenbank Bramberg, die Performance4KMU GmbH 
und die Fritzenwallner-Gandler Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesell-
schaft mbH am 01.02.2017 einen Wissensabend KMU & Family Business in der Raiffeisen-
bank Bramberg. Die ca. 50 Teilnehmer erfuhren an diesem Abend sehr viel Interessantes zum 
Thema Stolpersteine bei der Unternehmensnachfolge. 

Dir. Josef Kröll, Geschäftsleiter der Raiffeisenbank 
Bramberg erläuterte „Das Fortführen einer erfolg-
reichen Partnerschaft und ihre Nachfolge“ aus dem 
Blickwinkel der Bank.

Die steuerrechtlichen Aspekte der Betriebsnachfolge 
bzw. der Betriebsübergabe wurden anschaulich von 
Herrn StB Mag. Julian Holleis, Geschäftsführer der 
Fritzenwallner-Gandler Wirtschaftstreuhand- und 
Steuerberatungsgesellschaft mbH dargestellt. 

Unter welchen Umständen die Nachfolge zur Lähmung 
oder zum Energieschub für ein Unternehmen führen 
kann, berichtete Mag. Manfred Schmidbauer,  
Geschäftsführer der Performance4KMU GmbH.

Die Performance4KMU bietet u.a. in Zell am See als 
regionale Akademie ganzheitliche Weiterbildung rund 
um das Thema Unternehmensführung an. Dieses 
Seminarangebot ist als Jahresseminar durchgängig 
in Modulen aufgebaut und für UnternehmerInnen, 
NachfolgerInnen, Führungskräfte ausgelegt. Zusätz-
lich ist das Seminar durch die mögliche Kombinier-
barkeit mit Bildungskarenz-Förderung sehr attraktiv.

Kursplan und Informationen anfordern bei: 
Dipl.-Ing. (FH) Ferdinand Steiner
steiner@p4k.at, www.p4k.at

ANDREA DREIER

StB Mag. Julian Holleis Dir. Josef Kröll Mag. Manfred Schmidbauer

...zum 30. Geburtstag 

WIR GRATULIEREN

MARION HÖLLWERTH
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GRUBER 
& PARTNER

www.gruber-partner.at

IHRE 
UNTERNEHMENS-

BERATER 
IN DER REGION 
NATIONALPARK 
HOHE TAUERN

... zur standesamtlichen Trauung am 25.02.2017

WIR GRATULIEREN

MAG. BIRGIT UND CHRISTIAN WÜNSCHE

Geschäftsführer: Bernhard Gruber

Akademischer Unternehmensberater, CMC, CSE

5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344 

Tel. 06565 2091, Fax 06565 2091 460

5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b

Fax 06562 48658 440, offi  ce@gruber-partner.at
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